
Konferenz    
 

 

„Ganztägig gut!? - Politische Bildung und Beteiligungsstrukturen im Ganztag“ 
 
am 5. November 2024 von 14:00-16:30 Uhr 
in Kiel - genauer Ort wird noch bekannt gegeben   
 
Der geplante Rechtsanspruch auf Ganztagsangebote im Grundschulalter eröffnet aus Sicht der 
Demokratiebildung neue Möglichkeiten, den Lern- und Lebensort Schule zu gestalten. 
Dies ist eine gute Gelegenheit, mit anderen an diesem Prozess beteiligten Akteur:innen zum Thema 
„Entwicklung des Ganztages“ ins Gespräch zu kommen.  
Sechs Sprecher:innen stellen in kurzen Statements ihre Perspektive auf den Ganztag dar, greifen 
bisherige Diskussionen und Entwicklungen auf, verdeutlichen den Beitrag außerschulischer 
Kooperationspartner:innen und beleuchten Fragestellung wie  „Möglichkeiten der Politischen 
Bildung/des Demokratie-Lernens und der Beteiligung im Ganztag“. 
Anschließend ist Raum für Austausch.  
 
Programm:  
Ab 13:30 Ankommen und kleiner Imbiss 
14:00 Begrüßung  
14:15 Perspektiven:  

• Serviceagentur Ganztägig Lernen Schleswig-Holstein 

• Politische Bildung im Ganztag 

• Kulturelle Bildung im Ganztag 

• Beteiligung: Landesstrategie Kinder- und Jugendbeteiligung SH  

• Programmperspektive: Unicef-Kinderrechteschulen  

• Praxiseinblick einer Schule: Herausforderungen und Stolpersteine 
15:00-15:15 Pause 
15:15-16:15 Austausch in Kleingruppen: Erfahrungen mit Demokratiebildung und Beteiligungsformaten 
16:15 Abschluss 
16:30 Ende 
 
Zielgruppen:  

- Akteur:innen aus der Schule (Lehrkräfte, Schulleitungen, Schulsozialarbeit, Elternvertretungen, 
Schüler:innen-Vertretungen)  

- Multiplikator:innen für die Gestaltung des Ganztages (VHS,  Wohlfahrtsverbände, Sport, etc.) 
- Außerschulische Akteur:innen der politischen und kulturellen Bildung  
- Ministerien, IQSH  

 
Anmeldung bis zum 22.10.2024 unter kuhlemann@akjs-sh.de 
 
Die Fachkonferenz ist eine Kooperationsveranstaltung von Aktion Kinder- und Jugendschutz SH e.V. mit der Fachstelle für 
Demokratiepädagogik und Arbeit und Leben SH 
 
 
 
 
 
  
 
Gefördert im Rahmen des Landesprogramms zur Demokratieförderung und Rechtsextremismusbekämpfung des Landes Schleswig-Holstein  

      


